
Die direktdemokratischen Instrumente in der Gegenwart

Tabelle 15: Limit für Finanzreferenden (CHF) und Verhältnis zu Staats-

ausgaben der laufenden Rechnung seit 1921 (Jahre der Abänderung der Finanz-

limiten)
Finanzlimit bei

 

 

 

 

Finanzlimit bei Prozent des wiederkehrenden Prozent des

Jahr einmaligen Ausgaben Staatsbudgets Ausgaben Staatsbudgets

1921 10 000 4.07 96 4 000 1.63 96

1947 50 000 1.35% 20 000 0.54 %

1996 300 000 0.06 % 150 000 0.03 96

2010 500 000 0.04 96 250 000 0.02% 

Quellen: Eigene Berechnung unter Verwendung von Daten des Statistischen Jahrbuchs und von
Rechenschaftsberichten der Regierung (diverse Jahre). Stimmberechtigte gemäss Kundmachungen zu

Wahlen und Abstimmungen in den betreffenden Jahren. Bestimmungen in der Verfassung und im

Volksrechtegesetz: LGBL 1921,015 (LV), 1922,028 (VRG); LGBL 1947.055/056; LGBL 1996.084/085;

LGBI. 2010.372/374.

gaben des damaligen Staatshaushaltes) bzw. um wiederkehrende Aus-
gaben von mindestens 4000 Franken (rund 1,6 Prozent der Jahresausga-
ben) ging. 1947 wurde der Schwellenwert auf 50 000 Franken angeho-
ben, das entsprach 1,35 Prozent der damaligen jährlichen Staatsausga-

ben. Der Anteil sank in der Folge bis zum Jahr 1996 auf 0,1 Prozent der

Staatsausgaben, bevor der Schwellenwert auf 300 000 Franken angeho-
ben wurde. 2010 erfolgte eine weitere Erhöhung auf 500 000 Franken.
Dies kompensierte aber die stärker steigenden Staatsausgaben nur unzu-

reichend. Aktuell liegt der Schwellenwert bei rund 0,04 Prozent der
Staatsausgaben bei einmaligen Ausgaben, bei rund 0,02 Prozent im Falle

wiederkehrender Ausgaben.
Einmal angenommen, das Finanzlimit von 1921 wäre linear an die

Entwicklung des laufenden Aufwands des Staatshaushaltes angepasst

worden, hätte die Situation im Jahr 2017 wie folgt ausgesehen: Ein Fi-
nanzreferendum könnte nur ergriffen werden, wenn es sich um eine ein-

malige Ausgabe in der Grössenordnung von rund 32 Millionen Franken

handeln würde oder wenn jährlich wiederkehrende Ausgaben von rund
13 Millionen Franken im Landtag beschlossen würden. Dies würde

somit nur einen sehr kleinen Teil aller Landtagsbeschlüsse referendums-

fähig machen. Die Möglichkeit für das Volk, ein Finanzreferendum zu

ergreifen, hat sich somit markant verbessert.
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